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Zusammenfassung 
Im vorliegenden Beitrag werden die Fragen der Zuwanderung in den breiteren und 
längerfristigen Kontext der Bildungspolitik gestellt. Die Grundmuster im Födera-
lismus sind nicht gut geeignet, mit den Verteilungsproblemen zwischen den Län-
dern und zwischen Stadt und Land umzugehen, die wiederum eng mit der Kon-
zentration der Zuwanderung zusammenhängen. Es gibt wesentliche Datenmängel 
zu zentralen Aspekten der Förderung (z.B. außerordentliche SchülerInnen, 
Deutschförderung). Die Hauptthese besteht darin, dass von den direkt in diesem 
Politikfeld engagierten AkteurInnen seit Jahrzehnten eine integrative Ausrichtung 
verfolgt wird, die jedoch vor dem Hintergrund der allgemeinen politischen Ver-
drängung der Fragen der Zuwanderung nicht den nötigen Nachdruck bekommen 
hat. Dadurch hat sich ein Klima der Unsicherheit aufgebaut, das im politischen 
Tageskampf ausgenützt wird. Die Dynamik der Zuwanderung, die regionale und 
schulische Konzentration und die Kompetenzunterschiede sowie Unterschiede im 
frühen Schulabbruch werden näher analysiert. 
Einleitung 
Mit der aktuellen politischen ‚Flüchtlingskrise‘ sind heftige politische Auseinan-
dersetzungen um bildungspolitische Fragen hochgekocht, die sich insbesondere 
auf Aspekte der Sprachpolitik (‚Deutsch zuerst‘) und der Religion (‚politischer 
Islam‘) konzentrieren. Damit sind Auseinandersetzungen in das offene Licht der 
Politik getreten, die bereits seit langem ‚unterirdisch‘ geführt werden. Mit der 
Einrichtung des ‚Integrations-Staatssekretariats‘ ist die Bildungspolitik stärker in 
den Vordergrund getreten, einerseits mit der Betonung ihrer Wichtigkeit in diesem 
Zusammenhang, andererseits aber auch mit mehr oder weniger offener Kritik an 
der bisherigen Praxis im Schulwesen. Dabei wurden mehrere Dimensionen ver-
mischt, nämlich (1) die Frage nach ausreichenden Interventionen mit (2) Fragen 
der inhaltlichen Ausrichtung der Politik (Mehrsprachigkeit und Kosmopolitismus 
versus deutsche Einsprachigkeit und christlich-nationaler Patriotismus), und (3) 
dem Missbrauch dieser Thematik für parteipolitische und persönliche Profilierung.  
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Der vorliegende Beitrag versucht den bildungspolitischen Umgang mit der Zu-
wanderung längerfristig nachzuzeichnen und einige spezifischere Probleme in 
diesem Zusammenhang herauszuarbeiten. Es erscheint insbesondere wichtig, 
zwischen der inhaltlichen Ausrichtung und dem politischen Nachdruck in diesem 
Politikfeld zu unterscheiden. Die Forschungsfrage besteht vor allem darin, den 
Aspekt der Zuwanderung im Kontext der allgemeineren Strukturen und Praktiken 
der österreichischen Bildungspolitik zu betrachten. Die Hauptthese besagt, dass 
von den direkt in diesem Politikfeld engagierten AkteurInnen im Kern eine integ-
rative Ausrichtung verfolgt wurde, diese jedoch in den vorhandenen bildungspoli-
tischen Strukturen und Praktiken vor dem Hintergrund der allgemeinen politischen 
Verdrängung der Fragen der Zuwanderung nicht den nötigen Nachdruck bekom-
men hat. Dadurch haben sich verschiedenste Unsicherheiten im Zusammenhang 
mit den Herausforderungen und Auswirkungen der Zuwanderung im Schul- und 
Bildungswesen aufgebaut, die im politischen Tageskampf ausgenützt werden, um 
ein Klima der Überforderung aufzubauen und in einer Sündenbock-Rhetorik die 
Zuwandererkinder für die Probleme verantwortlich zu machen. Eine Politik der 
Mehrsprachigkeit wird als nicht funktionsfähig dargestellt, und ‚deutsch-
patriotische‘ Einsprachigkeit bis in die Pausengespräche als einzige ‚realistische‘ 
Ausrichtung propagiert. 
Im Folgenden wird zuerst eine Kontextualisierung der Behandlung der Zuwan-
derung in einer breiteren Konzeptualisierung der österreichischen Bildungspolitik 
versucht, anschließend werden einige Aspekte anhand empirischer Anhaltspunkte 
näher illustriert, erstens die regional-lokale Konzentration der Zuwanderung, 
zweitens Vielfalt vs. Normierung und Exklusion in die Sonderpädagogik, drittens 
Unterschiede bei Schulabbruch und Übergang, fünftens internationale Vergleiche 
zur Kompetenzentwicklung – als ein wichtiges Thema zieht sich durch alle As-
pekte ein Mangel an zureichender Informations- und Datenbasis. 
Zuwanderung in den längerfristigen  
bildungspolitischen Grundmustern 
‚Endemically insufficient improvement‘ als Grundproblem  
im politisierten Föderalismus Österreichs 
Im durchregulierten österreichischen Bildungswesen ist offensichtlich ein Phäno-
men, das mit Vielfalt und Abweichung von der Norm zu tun hat, schwer zu ‚ma-
nagen‘. Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Zuwanderung nicht gleich ver-
teilt, sondern in bestimmten Regionen konzentriert, wobei sich diese Konzentrati-
on im Falle der Metropole Wien noch einmal mit den traditionellen föderalisti-
schen Konfliktlinien (rotes) Wien vs. (schwarze) Bundesländer überschneidet
1
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 ‚Wiener Skandale‘ kommen in dieser Konstellation jedem recht und werden weidlich ausge-
schlachtet, während umgekehrt Wien wiederum möglichst problembelastete Auffälligkeiten 
vermeiden muss (‚Wien ist anders‘ gilt nur in positiver Richtung), um nicht in diese Skanda-
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(und die Konzentration in den städtischen Regionen innerhalb der Bundesländer 
auch aufgrund ‚regionaler Blindheiten‘ des politischen Föderalismus viel weniger 
wahrgenommen wird). Die Politik ist gegenüber der Vielfalt in doppelter Weise 
‚flach‘, erstens auf ein durchschnittliches Bundesgebiet hin zugeschnitten (im 
Zentralismus), zweitens auf durchschnittliche Bundesländer hin ausgerichtet (im 
Föderalismus); die lokalen Einheiten (Städte, Gemeinden, ev. Bezirke), wo die 
Vielfalt zum Tragen kommt, haben nicht das entsprechende Gewicht, um mit 
dieser wirklich umzugehen.  
Im Schulwesen kommt dazu, dass der Bund im Pflichtschulwesen keine wirkli-
chen Durchgriffsmöglichkeiten hat und die Länder die Konfliktlinien gegenüber 
dem Bund im Föderalismus ausspielen, aber in ihrem Inneren keine nachvollzieh-
baren und transparenten Strategien verfolgen. Der Bund kann politische Vorschlä-
ge und Strategien entwickeln und in Form von ‚Rundschreiben‘ vorschlagen, es 
fehlt aber letztlich die Handhabe, diese wirklich umzusetzen. Dies führt zu einer 
speziellen politischen Konstellation, die man als ‚law of endemically insufficient 
improvement‘ (Lassnigg und Vogtenhuber 2015) bezeichnen kann. D.h. es gibt zu 
allen oder den meisten Problemen politische Vorschläge und oft auch Regulierun-
gen oder designierte Maßnahmen, die jedoch jeweils unzureichend für eine Prob-
lemlösung sind und in ihrer Summe überdies zu einer unüberschaubaren Fülle an 
Politiken und Strategien führen (die eher als lästig denn als zielführend gesehen 
werden). 
Zum Umgang mit Zuwanderung wurde seit den 1970ern in Versuchsform ein 
Förderinstrumentarium im Schulwesen entwickelt, das Anfang der 1990er in das 
Regulationssystem übernommen wurde (von Schulpflicht- und Lehrplanregelun-
gen, über die Deutschförderung und den ‚muttersprachlichen Unterricht‘ bis zur 
Interkulturalität als Unterrichtsprinzip). Dieses wurde in den 2000ern in verschie-
denen Aspekten – immer politisch umstritten – weiter ausgebaut (Widmung von 
Planstellen, Kindergartenjahre, Sprachfeststellungen, etc.). Da die Umsetzung 
dieser Regelungen in hohem Maße den AkteurInnen überlassen wird, bieten sie 
Gelegenheiten für Engagierte, aber die meisten BeobachterInnen gehen davon aus, 
dass es hier bedeutende Lücken gibt.  
Verspätete Reaktion 
Diese skizzierte Konstellation soll im Folgenden am bildungspolitischen Umgang 
mit der Zuwanderung illustriert werden, wobei gerade das Phänomen der ‚verspä-
teten Reaktion‘ von besonderer Bedeutung ist. Im Hinblick auf die Bildungspolitik 
sind hier zwei Aspekte hervorzuheben, warum diese verspätete Reaktion beson-
ders fatal erscheint. Offensichtlich sind Integration und Inklusion umso leichter, je 
kleiner die betroffenen ‚Massen‘ sind (gleichzeitig erscheinen – entgegenwirkend 
– die Normierungen umso selbstverständlicher, je weniger Vielfalt oder Abwei-
chung es gibt); dies gilt speziell bei Kindern und Jugendlichen, wo die integrati-
                                                                                                                                     
lisierungs-Falle zu gehen. Gleichzeitig ‚verschenkt‘ Wien viele seiner Potentiale an das um-
liegende Niederösterreich, ohne dass dies entsprechend geachtet wird. 
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ven Vorgänge auf der Mikroebene, und damit die Zahl und Konstellation der Kon-
takte zwischen Kindern verschiedener Gruppen, sehr wichtig sind. Ein Beispiel: 
Wenn 80% nicht Deutsch sprechen, so ist die Zahl der potentiell möglichen Kon-
takte mit deutsch-sprachigen Kindern offensichtlich schon aus Gründen der Kom-
binatorik viel kleiner, als wenn es 20% sind (was manchmal als Obergrenze für 
selbstläufiges informelles Sprachenlernen gesehen wird). Die Illustration zur zeit-
lichen Dynamik im nächsten Abschnitt zeigt, dass gute 10 bis 15 Jahre Zeit vor-
handen war, bevor sich die populistischen und fremdenfeindlichen Kräfte wirklich 
formiert haben; und es hat auch bereits früh Kräfte gegeben, die auf ‚Handlungs-
bedarf‘ hingewiesen haben – diese Auseinandersetzungen nachzuzeichnen wäre 
eine reizvolle Aufgabe für die Policy-Forschung.  
Der zweite Aspekt besteht in der (heute) allenthalben betonten hohen Bedeu-
tung von Bildung ‚für Alles‘, auch für Integration und Inklusion.
2
 In der Tat kann 
man phantasieren, dass durch eine rechtzeitige adäquate Bildungspolitik möglich-
erweise vieles abgefangen werden hätte können; die politischen Kräfte und Struk-
turen waren aber offensichtlich nicht in der Lage, diese Potentiale der Bildungspo-
litik zu erkennen, solange sie noch vergleichsweise leicht wirksam werden hätten 
können. Dieses Phänomen, dass vom Bildungswesen eine vorausschauende Akti-
vität erwartet wird, dieses de facto aber im Allgemeinen verspätet reagiert, wurde 
bereits von Karl Marx (1845/1888) in der dritten seiner ‚Feuerbach-Thesen‘ damit 
angesprochen, dass eben „der Erzieher selbst erzogen werden muß“, was entspre-
chende Komplikationen und Zeitverzögerungen mit sich bringt (Wer erzieht die 
ErzieherInnen? Welchen Vorlauf braucht es dazu?). In der Illustration zur zeitli-
chen Dynamik der Zuwanderung (siehe unten Abbildung 1) sieht man die ver-
gleichsweise moderate Entwicklung von den 1960ern bis in die 1980er. Diese 
hätte Gelegenheit zum Aufbau entsprechender Kompetenzen und institutioneller 
Vorkehrungen geboten, um die ‚Absorptions-Kapazität‘ für die spätere Steigerung 
der Anforderungen zu schaffen. Dem stand jedoch die politische Erwartung des 
temporären Verbleibs und der Rückwanderung entgegen. Dementsprechend wurde 
ein Rahmen für den ‚muttersprachlichen Unterricht‘ aufgebaut, der seit dem Ende 
der 1990er auch gut dokumentiert ist, während für die Deutsch-Förderung zwar in 
Form des maximalen Stundenrahmens und der Allokation von Dienstposten regu-
latorische Vorkehrungen getroffen wurden, deren Umsetzung jedoch nicht öffent-
lich dokumentiert ist.
3
 Gerade in der LehrerInnenbildung (der ‚Erziehung der Er-
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  Dieser wichtige Punkt von realistischen versus überzogenen Erwartungen in die Bildungspo-
litik geht heute gewissermaßen gegen den Zeitgeist und kann hier nicht näher behandelt wer-
den. Colin Crouch hat mit seinen MitarbeiterInnen in einer europäischen Studie die neolibe-
rale Verdrängung anderer Politikprioritäten durch die Hypostasierung der Bildungspolitik 
herausgearbeitet (Crouch/Finegold/Sako 1999); in den USA wurde diese Hypostasierung un-
ter dem Begriff der ‚Education Gospel‘ analysiert (Grubb/Lazerson 2004; siehe Lassnigg 
2012 für eine nähere Auseinandersetzung, v.a. Hintergrundbericht Kap. 2.3)  
3
  Die regulatorische Basis für diese Maßnahmen sind der Status der außerordentlichen Schüler-
Innen und die Schulreife-Bestimmungen, die die Kenntnis der (deutschen) Unterrichtssprache 
umfassen, und in der gegenwärtigen Reform durch die Verpflichtung der Eltern, für diese 
Kenntnis zu sorgen, erweitert wurden. Dies geht Vertretern der FPÖ nicht weit genug, die im 
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zieher‘) hat es besonders lange gedauert, bis mit der aktuell im Gange befindli-
chen Reform der PädagogInnenbildung stärkere Vorkehrungen für Inklusion und 
Mehrsprachigkeit getroffen wurden.  
Illustration zur zeitlichen Dynamik:  
Zuwanderung und Schulwesen 
Abbildung 1 gibt einen Überblick über die zeitliche Dynamik der Zuwanderung 
seit den 1960ern. Im oberen Teil werden die expansiven und restriktiven Perioden 
der Zuwanderung und der Fluchtbewegungen in stilisierter Weise auf das Schul-
wesen projiziert (siehe dazu die ausführliche Darstellung in Lassnigg 2017a). 
Dabei wird von einer stilisierten Kerngruppe von 25-30-jährigen ZuwanderInnen 
der ersten Generation ausgegangen, die nach fünf Jahren schulpflichtige Kinder 
hat (2. Generation), welche sich kohortenmäßig durch die kalendarische und 
gleichzeitig tagespolitische Zeit schieben; wenn die 2. Generation 25-30 Jahre alt 
wird, wiederholt sich dieser Prozess. Damit kann man stilisiert sehen, wie sich die 
Zuwanderungsdynamik in Schule und Bildungspolitik abbildet.  
Wenn man die 25-30-jährigen ZuwanderInnen durch die kalendarische und po-
litische Zeit laufen lässt (die 25-30-Jährigen der frühen 1960er sind am Ende der 
Periode bereits 75-80 Jahre alt) und die Reproduktions-Dynamik einfügt, so wird 
sichtbar, dass sich die erste Welle der Anwerbung von ‚GastarbeiterInnen‘ vor 
allem zwischen den 1970ern und den 1990ern auf das Schulwesen auswirkt. An 
den Einbürgerungen sieht man, dass trotz der konzipierten Rückwanderung ein 
Teil geblieben ist. Ab den späten 1980ern – zeitgleich mit der Wendung der FPÖ 
zum Rechtspopulismus – werden die Enkel der 1. Generation für das Schulwesen 
wirksam, die sich dann ab der Mitte der 1990er mit der 2. Generation aus der 
Flucht aus Ex-Jugoslawien überschneiden. Wieder 10 Jahre später wirkt sich die 
Osterweiterung, gefolgt von der Flucht aus Afghanistan aus, so dass sich in den 
2000ern drei verschiedene Gruppen von ZuwanderInnen kombinieren. 
Im unteren Teil von Abbildung 1 werden die quantitativen Informationen zur 
Zuwanderung seit den 1960ern in Fünf-Jahresperioden in Form der Zahl der Ein-
bürgerungen, der Nettozuwanderung von AusländerInnen und zum Vergleich auch 
der Asylanträge seit 1999 dargestellt. Man sieht, dass die Größenordnung der 
Einbürgerungen als Grundlage für die zweite Generation seit den 1960ern sukzes-
sive steigt, ab den 1990ern verstärkt, gefolgt von einem Rückgang in den 2000ern. 
Die Netto-Zuwanderung als Differenz zwischen Ein- und Auswanderung als dy-
namischer Wert schwankt stärker nach der Expansions-Restriktions-Dynamik und 
steigt bereits mit der Flucht-Periode aus Ex-Jugoslawien vor dem Höhepunkt 2015 
deutlich an. In dieser Darstellung ist die Verweildauer nicht sichtbar, die jedoch 
das tatsächliche Ausmaß stark bestimmt. Die Summe aus Einbürgerung und Net-
tozuwanderung gibt eine Art Maximalwert an, indem ein längerer Verbleib der  
  
                                                                                                                                     
Sinne ihres Deutsch-Patriotischen Kurses für die Schule den Deutsch-Unterricht ausgliedern 
und Deutsch als Pausensprache „allgemein verankern“ wollen (Der Standard 24.9.2017). 
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Kalendarische (tagespolitische) Zeitperioden 
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Abbildung 1 Zuwanderung und Schulwesen, zeitliche Dynamik.(oben) und quantitative Aus-
wirkungen (unten) 
Quelle: Statistik Austria (Zuwanderung), BMI (Asylstatistik)und Herzog-Punzenberger/Schnell 
2014 (Zuwanderungsphasen), eigene Berechnung und Darstellung.   
Stäbe geben die Einbürgerung (Staatsbürgerschaft), die Nettozuwanderung, und die Summe 
dieser beiden Größen als fiktives maximales Ausmaß an; zum Vergleich wird auch die Zahl der 
Asylanträge dargestellt, *in der ersten Periode sind für Asylanträge nur die Jahre 1999-2000 
verfügbar. 
ZuwanderInnen angenommen wird (de facto reduzieren die Einbürgerungen die-
sen Wert, da diese nach einer gewissen Verbleibsdauer stattfinden, dies ist aber für 
die illustrative Darstellung unerheblich). 
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Der politische Umgang mit dieser Entwicklung lässt sich nicht ohne weiteres 
rekonstruieren, da in entscheidenden Aspekten die Informationen zur Umsetzung 
fehlen. Nähere Analysen gibt es erst ab der Mitte der 2000er Jahre, also im Gefol-
ge der verstärkten Einbürgerungen nach der Flüchtlingswelle aus Ex-Jugoslawien 
(Abbildung 1), viereinhalb Jahrzehnte nach dem Beginn der Anwerbung von 
‚GastarbeiterInnen‘.
4
 Beginnend in den 1970ern wurden über zwei Jahrzehnte 
Maßnahmen in Form von Schulversuchen entwickelt (1971 Förderkurse Deutsch, 
ab 1975 Unterricht in der Erstsprache, ab 1990 Seiteneinsteigerkurse), die zu Be-
ginn der 1990er ins Regelschulwesen übernommen wurden, ohne jedoch definitive 
Verpflichtungen zu schaffen. Mit den Leistungsunterschieden zwischen den Zu-
wanderInnen und den Einheimischen in der PISA-Erhebung werden die bestehen-
den Strategien und Maßnahmen in Frage gestellt. Es besteht Einigkeit, dass ihre 
Quantität und Qualität nicht ausreicht, gleichzeitig treten neben den Fragen der 
Sprachenbildung auch die vorschulische Erziehung bzw. Bildung (Kindergarten-
jahre) und die fast völlig fehlende LehrerInnenbildung für Mehrsprachigkeit in 
den Vordergrund (vgl. MiMe-Policy Brief Nr.2).  
Empirische Befunde zu zentralen Aspekten der Zuwanderung 
Regional-lokale Konzentration der Zuwanderung und  
Schwächen der Informationsbasis und Maßnahmenkonzentration 
An anderer Stelle wurden die Probleme der Stadt-Land-Unterschiede in der öster-
reichischen Bildungspolitik dargelegt: Verdrängung der städtischen Problemlagen 
und umgekehrte Schwerpunktsetzung der Förderung der ländlichen Gebiete wäh-
rend in der internationalen Forschung die Probleme der ‚Urban Education‘ und der 
Metropolenbildung im Vordergrund stehen (Lassnigg 2017b). Die vorhandene 
Politikstruktur verbindet die Stadt-Land-Unterschiede einerseits mit dem Wien-
Bundesländer-Gegensatz und verdeckt durch die starke Betonung der Länder-
Ebene im Föderalismus die Unterschiede innerhalb der Länder.
5
  
Tatsächlich scheint sich im Hinblick auf die Konzentration der Zuwanderung 
der aggregierte Unterschied Wien-Bundesländer innerhalb der Länder zwischen 
den städtischen Agglomerationen und den ländlichen Gebieten zu reproduzieren. 
Die letzteren Unterschiede sind jedoch in der statistischen Berichterstattung meist 
nicht sichtbar, die nur bis zu Länder-Unterschieden differenziert. Wenn man für 
                                                          
4
  Wichtige Quellen sind Rechnungshof 2013, Herzog-Punzenberger und Schnell 2012, Biffl 
und Skrivanek 2011, Herzog-Punzenberger und Unterwurzacher 2009, OECD 2009, 
BMUKK/BMWF 2008; siehe auch Abschlussarbeiten aus jüngerer Zeit Scharinger 2013, Pe-
pelnik 2011.  
5
  Versuche, die starken Unterschiede der Schulstrukturen und -ausgaben zwischen den Bundes-
ländern auf systematische Muster zurückzuführen, haben (bisher) keine klaren Ergebnisse 
gebracht. Es hat eher den Anschein, dass hier politische Vorlieben, Netzwerke und Macht-
konstellationen eine größere Rolle spielen als sachlich-systematische Faktoren. (NBB 2015 
Bd. 1; Lassnigg, Bruneforth und Vogtenhuber (2016)) 
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die verschiedenen Indikatoren für Zuwanderung die aggregierten Durchschnitts-
werte nimmt, so liegen diese in der Größenordnung von 20%, spiegeln aber nicht 
die Realität, da diese Anteile in den Ballungsgebieten im Schulwesen bei 60-80% 
liegen. Innerhalb der Schulen konzentrieren sich diese noch einmal (siehe Tabelle 
1 und 2). 
Aufgrund der Schwächen und langsamen Entwicklung der statistischen Erfas-
sung sind diese Informationen jedoch erst seit kurzer Zeit verfügbar. Noch bis vor 
wenigen Jahren haben sich die Diskussionen im Forschungsbereich aufgrund 
dieser Mängel nicht auf die empirische Situation bezogen, sondern auf die Frage, 
welche Indikatoren (z.B. Staatbürgerschaft oder erlernte/gesprochene Sprache, 
Erste und Zweite Generation) notwendig sind und sinnvoll verwendet werden 
können.
6
 In der Zeit, in der die Zuwanderung gewachsen ist und sich aufgebaut 
hat, bestand daher eine große Kluft zwischen den verfügbaren Informationen und 
den Erfahrungen auf der Praxisebene. Die eingangs skizzierte Verdrängung der 
Thematik hat auch noch zusätzlich einem näheren Hinschauen entgegengewirkt. 
Aus dieser Interaktion von Information und Praxis entsteht bei derart emergenten 
Phänomenen das Paradox, dass die Informationen mit der Problemlage wachsen 
und man gute Informationen erst im Laufe der Zeit hat, wenn den gewachsenen 
Herausforderungen viel schwerer entgegengewirkt werden kann.  
Erschwerend kommt die etablierte Logik der Politik hinzu, die durch zwei Kom-
ponenten gekennzeichnet ist, erstens die Dominanz der Finanzierung gegenüber 
anderen Aspekten, und zweitens die Art, wie die Verteilung der Mittel geregelt ist, 
die (1) die verschiedenen Bereiche des Schulwesens willkürlich voneinander 
trennt, (2) im Pflichtschulwesen unflexibel politische Aufteilungen zwischen  
den Ländern vornimmt, (3) innerhalb der Länder keine transparenten Regeln der 
Mittelverteilung vorsieht. Obwohl in den letzten Jahren gewisse allgemeine Re-
geln der Bindung der Mittelverteilung an die SchülerInnenzahlen etabliert wurden, 
bestehen v.a. im Pflichtschulwesen sehr große Unterschiede zwischen den Bun-
desländern in den Finanzindikatoren, die kaum systematische Muster aufweisen 
und die auf dem Hintergrund der Regelungen eigentlich unerklärlich sind (Lass-
nigg et al. 2016).  
 
  
                                                          
6
  Noch heute greift der Integrationsfonds in seinen statistischen Dokumentationen noch sehr 
stark auf die Staatsbürgerschaft als Merkmal zurück, die im Schulwesen aber nur etwa die 
Hälfte der Zuwanderung erfasst (z.B. OEIF 2015); auch der Rechnungshof kritisiert in seinen 
Empfehlungen die Verwendung unterschiedlicher Kategorisierungen (Rechnungshof 2013, S. 
321). 
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Regionale Konzentration 
Anteil der SchülerInnen ndA, die in dbG lebt  
an allen SchülerInnen nicht deutscher  
Alltagssprache (ndA) nach Bundesländern  
(jeweils alle SchülerInnen ndA in ÖST bzw. LAND=100%) 
Schulische Konzentration 
Anteil der SchülerInnen ndA 
an allen SchülerInnen in dicht besiedelten  
Gebieten (dbG) nach Bundesländern  
(jeweils alle SchülerInnen in dbG in ÖST bzw. LAND=100%) 
W 100% 56% 
V 0% - 
ÖST 56% 51% 
S 49% 47% 
O 26% 48% 
T 29% 35% 
N 0% - 
St 51% 39% 
B 0% - 
K 31% 23% 
Tabelle 1 Regionale und schulische Konzentration der PrimarschülerInnen in dicht besiedelten 
Gebieten nach Bundesländern (2013/14)  
Quelle: NBB 2015 Bd.1, Abb.B2.a1, eigene Berechnung.  
Bundesländer geordnet nach dem Gesamtanteil an SchülerInnen nicht deutscher Alltagssprache; 
Lesebeispiel: 56% aller VolksschülerInnen nicht deutscher Alltagssprache (ndA) in Österreich 
sind in dicht besiedelten Gebieten situiert (1.Spalte) und 51% aller SchülerInnen in dicht besie-
delten Gebieten (dbG) in Österreich sprechen eine nicht deutsche Alltagssprache (2. Spalte); in 
drei Bundesländern (V, N, B) gibt es keine dicht besiedelten Gebiete in der verwendeten sehr 
differenzierten europäischen Klassifikation. 
Seit längerem wird davon ausgegangen, dass die insgesamt rückläufige einheimi-
sche Geburtenentwicklung durch die Zuwanderung kompensiert wird. Zudem ist 
hier seit langem ein qualitativer Unterschied zwischen Wien und den anderen 
Bundesländern bekannt, indem nur Wien eine steigende Entwicklung für die 
SchülerInnenpopulation aufweist (siehe dazu die demografischen Indikatoren in 
den Nationalen Bildungsberichten). Auswertungen für die Volksschule, wo die 
Population mit den SchülerInnenzahlen mehr oder weniger übereinstimmt, zeigen, 
dass die Entwicklung der Ausgaben gegenüber der demografischen Entwicklung 
nicht sensitiv ist. Die Bundesländer mit demographisch sinkenden SchülerInnen-
zahlen bekommen eine ‚demografische Dividende‘ in Form von steigenden Aus-
gaben pro SchülerIn, während Wien mit steigenden oder stagnierenden SchülerIn-
nenzahlen im Wesentlichen stabile Ausgaben verzeichnet, also relativ verliert. 
Wenn man die Zuwanderung berücksichtigt, die im Prinzip zusätzliche Mittel 
erfordert und in Wien deutlich höher ist, so verliert Wien doppelt. Die Auswertun-
gen des Rechnungshofes (2013) zeigen jedoch, dass diese Mehrbelastung in Wien 
durch die Förderausgaben teilweise kompensiert wird.  
Die Tabellen 1 und 2 zeigen die Konzentration der Zuwanderung nach diffe-
renzierten regionalen Einheiten und auch innerhalb der Schulen. Es ist offensicht-
lich, dass sich die Zuwanderung in den Städten und Agglomerationen konzentriert. 
Dies schafft Anforderungen, die zum österreichischen Verteilungsprinzip der 
Förderung des ländlichen Schulwesens gegenläufig sind. In dieser Frage über-
schneiden sich die Bedarfe mit dem Prinzip der ‚Economies of Scale‘, demzufolge 
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% der SchülerInnen mit nicht deutscher Alltagssprache  
in Klassen mit… 
Spaltenprozent 
 
… 75% oder mehr 
SchülerInnen nicht 
deutscher  
Alltagssprache 
… 50-75% Schüler-
Innen nicht deutscher 
Alltagssprache 
… 50% oder mehr 
SchülerInnen nicht 
deutscher Alltagsspr. 
(=Summe Sp 1+2) 
Verteilung der Schüler-
Innen nicht deutscher 
Alltagssprache auf 
Schultypen 
PRIMARSCHULE gesamt 29% 24% 53% 57,0 
Vorschulstufen 47% 35% 82% 3,9 
Volksschulen 28% 23% 51% 51,0 
Sonderschulen 25% 21% 46% 0,6 
Sonstige, statutO 75% 17% 92% 1,5 
     
SEKUNDARSTUFE I gesamt 26% 23% 49% 43,0 
AHS-Unterstufe 13% 19% 32% 5,4 
Hauptschulen 35% 22% 57% 15,9 
Neue MittelschulenB 27% 27% 54% 19,3 
Sonderschulen 26% 27% 53% 1.0 
Sonstige, statutO 70% 70% 92% 1,4 
     
PRIMAR und SEKUNDAR I 28% 24% 52% 100,0 
Tabelle 2 Innerschulische Konzentration der SchülerInnen mit nicht deutscher Alltagssprache in 
Klassen nach Schultyp bzw. Schulstufe (2013/14) 
Quelle: NBB 2015 Bd.1, Abb.B2.d, eigene Berechnung und Darstellung.  
in Spalten 1-3 Reihenprozente: jeweils alle SchülerInnen nicht deutscher Alltagssprache in 
Schultypen=100%; Spalte 4 gibt den Anteil der jeweiligen Kategorien an allen SchülerInnen der 
Primarstufe und der Sekundarstufe 1 
größere (schulische) Einheiten kostengünstiger sind. Zur Erhaltung des ländlichen 
Schulwesens, die während der gesamten Zweiten Republik ein wesentliches Prin-
zip der Politik war, sind aufgrund der Ausdünnung der Strukturen zusätzliche 
Mittel erforderlich. Andererseits konzentrieren sich in den Städten sowohl der 
Wohlstand als auch die soziale Benachteiligung, was durch die schlechten Bedin-
gungen, unter denen die ZuwanderInnen oft leben und arbeiten, noch verstärkt 
wird. In der Stadt gibt es daher gegenläufige Faktoren, erstens die Einsparungen 
durch Economies of Scale, zweitens zusätzlichen Bedarf aufgrund von Benachtei-
ligungen und besonderen Bedürfnissen. Dieser zweite Faktor war in Österreich bis 
vor kurzem Tabu, Forderungen nach zusätzlichen Mitteln werden immer pauschal 
erhoben (das bedeutet de facto, dass bei zusätzlichen Mitteln für Benachteiligte 
immer auch die Bevorzugten mitpartizipieren, was im Sinne einer breit akzeptier-
ten Wohlfahrtpolitik durchaus bis zu einem gewissen Grad Sinn machen kann). 
Erst die Diskussionen um eine soziale Indexierung haben diese Frage auf die poli-
tische Agenda gehoben. Im Fall Österreichs muss aber auch berücksichtigt wer-
den, dass bisher die Mittelverteilung offensichtlich nicht treffsicher ist, indem 
höhere Mittel nicht mit höheren Leistungen einhergehen (Lassnigg et al. 2016). 
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Vielfalt vs. Normierung und Exklusion in die Sonderpädagogik:  
Zuwanderung als ‚Politikum‘ 
In der bildungspolitischen Debatte wird häufig auf die positiven Seiten der diffe-
renzierten Strukturen hingewiesen und das Bild von gleichförmigen ‚Eintöpfen‘ 
als Schreckgespenst an die Wand gemalt. Dabei wird aber vergessen, dass mit der 
differenzierten Struktur eine Homogenisierung der Einheiten stattfindet, die bei 
einigermaßen breiten Einheiten ein System von nebeneinander liegenden Eintöp-
fen konstituiert, deren Nachteil in der Tendenz zu starren, sich selbst perpetuie-
renden Normierungen besteht. Was in diese Normierungen nicht passt, wird aus-
geschlossen oder ausgesondert. Das diesbezügliche Ventil war lange Zeit die Son-
derschule, die in sich einen grundsätzlichen unauflöslichen Widerspruch enthält: 
auf der einen Seite kann sie sich im Inneren um ihre SchülerInnen sehr bemühen, 
und tut dies tatsächlich, auf der anderen Seite ist sie von außen als ‚unzureichend‘ 
stigmatisiert, was diese Bemühungen dann in den Auswirkungen wieder zu Nichte 
macht. Hier stellen sich die Fragen der Inklusion, die eigentlich einen demokrati-
schen Inhalt haben, d.h. es geht im Bereich der Pflichtschulbildung zuerst um die 
gemeinsame Erfahrung und in zweiter Linie um die technologische Effizienz. 
Damit ist auch der Konflikt um positionale Vorteile ‚besserer‘ gegenüber 
‚schlechterer‘ Schulen eröffnet, der hier nicht weiter vertieft werden kann. 
Im Hinblick auf die Zuwanderung ist dieser Konflikt insofern relevant, als da-
mit eben besondere Bedingungen verbunden sind (Sprache, Gewohnheiten, Be-
nachteiligungen etc.), die – je nach Hintergrund unterschiedlich – eher als unvor-
teilhaft denn als vorteilhaft wahrgenommen werden, und damit in die positionalen 
Kämpfe hineingezogen werden: Die ‚fremden‘ Kinder und Jugendlichen brauchen 
Aufmerksamkeit und diese wird ‚unseren‘ Kindern ‚weggenommen‘ – als Konse-
quenz ‚schicken wir sie woanders hin, Nachsatz: wo sie ohnehin besser aufgeho-
ben sind‘. Im Effekt kommt zur Stigmatisierung aufgrund der ‚Fremdheit‘ die 
Stigmatisierung durch die Sonderschule dazu. 
In die Struktur dieser Konfliktlinien, die bis zu einem gewissen Grad auch der 
politischen Lagerbildung entsprechen, passen genau die sich überschneidenden 
‚Deutsch‘- und ‚Anpassungs‘-Debatten: Damit ZuwanderInnen im regulären 
Schulwesen teilnehmen können, müssen sie sich zuerst ‚integrieren‘, d.h. in Spra-
che und Gewohnheiten der Norm anpassen. Diese simple Normierungsposition 
wurde politisch von außen (seitens der Zuwanderungspolitik, vom Innenministeri-
um bzw. v.a. auch dem ‚Integrations‘-Staatssekretariat) der Bildungs- und Schul-
politik entgegengestellt, deren Strategie der graduellen Integration auf Basis von 
informellen Lern- und Austauschprozessen unter den SchülerInnen in hohem Maß 
nicht sachlich diskutiert, sondern als ‚Untätigkeit‘ oder ‚Versagen‘ diskreditiert 
wird (wobei auch noch zusätzlich die Konfliktlinie Wien-Bundesländer aktiviert 
wird).  
In der Tat überschneiden sich hier politische und strategische Fragen einer 
sinnvollen und demokratischen Vorgangsweise mit den Fragen der technischen 
Umsetzung und vor allem auch ausreichender Ressourcen, wobei es nicht nur um 
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die notwendigen finanziellen Ressourcen, sondern auch um die erforderlichen 
Kompetenzen und die dafür notwendigen theoretischen und sachlichen Vorausset-
zungen geht. Ein Ansatz kann durchaus im Prinzip sinnvoll und demokratisch 
sein, aber hinsichtlich der Ressourcen wie auch der Kompetenzen unzureichend 
umgesetzt werden. Heidi Schrodt (2014) arbeitet hier mehrere wichtige Aspekte 
heraus. Erstens strukturell, indem die Teilung der Unterstufe in den Städten 
gleichsam automatisch zu einer Konzentration der ZuwanderInnen im ‚niedrige-
ren‘ Schultyp führt und auch die ‚Pipeline‘ hierhin beeinflusst, sodass damit au-
tomatisch auch die Kontaktmöglichkeiten kanalisiert werden. Zweitens im Hin-
blick auf die Schulkultur, indem die ZuwanderInnen institutionell und personell 
Unterstützung brauchen, auch durch Lehr- und Unterstützungspersonen aus ihrem 
mehrsprachigen Umkreis. Drittens im Umgang der einheimischen Lehrpersonen 
und der Verwaltung mit den ZuwanderInnen, der eine Balance von Unterstützung 
und Leistungserwartungen erfordert (hier wird für Wien gezeigt, dass anscheinend 
in hohem Maße die Senkung der Leistungserwartungen als falsch verstandene 
‚Förderung‘ eingesetzt wurde) (Schrodt 2014, S. 94-111).  
Der Ansatz war über lange Jahre, ZuwanderInnen der ersten Generation als 
‚außerordentliche SchülerInnen‘ aufzunehmen, was v.a. hinsichtlich der Beurtei-
lung einen Unterschied macht: Wenn sie die Voraussetzungen für den regulären 
Unterricht erfüllen, werden sie in ordentliche SchülerInnen umgewandelt. Um 
diesen Prozess des Aufholens zu unterstützen, sind zusätzliche Förderungen vor-
gesehen. Dieses Modell ist integrativ und inklusiv, setzt aber vor allem voraus, 
dass die informellen Mechanismen der graduellen Enkulturation und des Spra-
chenlernens funktionieren, was auf den interkulturellen Kontaktmöglichkeiten 
beruht. Diese Kontaktmöglichkeiten mit den einheimischen Kindern und Jugend-
lichen beruhen auf der Gruppenzusammensetzung, und sie sinken mit steigendem 
Anteil der ZuwanderInnen. Hier ist die Konzentration ein zentraler Faktor, da die 
Kontaktmöglichkeiten mit den Deutsch sprechenden Kindern und Jugendlichen 
bei einer großen Mehrheit von nicht Deutsch sprechenden Kindern und Jugendli-
chen nur noch gering sind, was die informellen Prozesse stark schwächt. Förde-
rungen sind ein zweiter Faktor, in diesem Modell vom Konzept her subsidiär, 
gewinnen aber mit der Konzentration von ZuwanderInnen an Gewicht.
 
 
Hier scheint eine grundlegende Lücke in der österreichischen Praxis zu beste-
hen, die jedoch empirisch nicht wirklich geschlossen werden kann, da die wesent-
lichen Informationen dafür nicht öffentlich zugänglich sind. Während der ‚mutter-
sprachliche‘ Unterricht seit 1998 gut dokumentiert ist und eine etablierte Infra-
struktur umfasst (BMB 2017),
7
 gibt es über die Förderung des Lernens der deut-
                                                          
7
  Auf der Web-Seite ‚Schule mehrsprachig‘ (http://www.schule-mehrsprachig.at/index.php? 
id=61) gibt es zu diesem Thema auch weitere ausführliche Informationen, die Auswertung 
zum muttersprachlichen Unterricht zeigt einen von 23% auf 16% gesunkenen Anteil an 
mehrsprachlichen SchülerInnen, die am muttersprachlichen Unterricht teilnehmen, im Durch-
schnitt der erfassten Jahre ist etwa jede 6. Schule involviert, ca. 350 Lehrpersonen halten je 
ca. 18 Wochen-Stunden, auf eine Lehrpersonen kommen 80 SchülerInnen, die Stunden pro 
teilnehmenden SchülerInnen betragen ca. 0,22 (wenn man durchschnittliche Gruppen von 5 
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schen Bildungssprache nur sehr punktuell Informationen. Ein Gutachten des 
Rechnungshofes (2013) umfasst für die Periode 2006-2011 Angaben für wichtige 
Parameter, wie etwa die Zahl der außerordentlichen SchülerInnen sowie die für 
Deutsch-Förderung vorgesehenen und abgerufenen Planstellen. Die Botschaft aus 
diesen Informationen ist widersprüchlich, da einerseits österreichweit weniger als 
80% der Planstellen abgerufen wurden (in Wien waren es fast 95%), aber anderer-
seits die durchgeführten Unterrichtsaktivitäten eher gering waren, in der Größen-
ordnung der Ressourcen wurde für Deutschförderung etwas mehr verausgabt als 
für den ‚muttersprachlichen‘ Unterricht (umgelegt auf die außerordentlichen Schü-
lerInnen 0,35 Wochen-Stunden österreichweit bzw. 0,45 in Wien (siehe Näheres 
in Lassnigg 2017a).
8
 Da der Bedarf nicht klar ist, sind diese Werte schwer einzu-
schätzen.  
Seit den 2000ern, auch im Gefolge der vergleichsweise schlechten PISA-
Ergebnisse, haben die Fragen des Sprachenlernens und der Sprachendiagnostik 
stark an Aufmerksamkeit gewonnen. Dabei geht es auch um die Kompetenzen der 
einheimischen deutschsprechenden SchülerInnen und insbesondere der LehrerIn-
nen. In den Kinderbetreuungseinrichtungen hat die Sprachstandserhebung 2008 
ergeben, dass immerhin 24.100 deutschsprachige Kinder (10%) eine Sprachförde-
rung benötigen gegenüber 59.000 mit anderer Erstsprache (58%), zusammen etwa 
ein Viertel aller Kinder; in 28,7% der Einrichtungen werden Förder-Maßnahmen 
durchgeführt (OEIF 2015, S.3). Analysen des Leseunterrichts zeigen, dass die 
RisikoschülerInnen von der Volksschule (PIRLS-Erhebung) zum Ende der 
Pflichtschule sich von ca. 15% auf etwas unter 30% beinahe verdoppeln, was mit 
unzureichender Methodologie im Unterricht erklärt wird (Schabmann et al. 2012). 
Die Risikogruppe im Lesen besteht in der 4. Klasse der Volksschule zu 63% aus 
Kindern mit deutscher Alltagssprache und zu 37% mit anderer Alltagssprache (in 
absoluten Zahlen wären das in der 4. Schulstufe der Volksschule etwa 8.200 Kin-
der mit deutscher Alltagssprache und 4.800 mit anderer Alltagssprache, hochge-
rechnet auf 4 Jahre mehr als 30.000 zu knapp 20.000, also ziemlich abweichende 
Zahlen von der Sprachstandserhebung). Salchegger und Herzog-Punzenberger 
(2017) haben in einer vergleichenden Analyse der PISA-Werte im Zeitverlauf 
gezeigt, dass sich zwischen 2000 und 2012 die Werte der SchülerInnen ohne Mig-
rationshintergrund (wie auch der Gesamtdurchschnitt) nicht verändert haben, die 
Werte der ZuwanderInnen sich jedoch um ca. 50 Punkte verbessert haben, 
wodurch die letzteren immer noch um 50 Punkte niedriger liegen. Der Unterschied 
hat sich jedoch etwa halbiert. Offensichtlich kann man nicht die ZuwanderInnen 
                                                                                                                                     
unterstellt, so wäre das ca. 1 Stunde, wenn man Gruppen von 10 unterstellt, so wären es 2 
Stunden pro SchülerIn und Woche; auf alle mehrsprachigen SchülerInnen umgelegt, wären es 
ca. 0,04 Stunden). 
8
  Wenn man aus diesen Angaben Jahres-Stunden hochrechnet, so kommt man im Durchschnitt 
auf 14 Jahresstunden pro ao. SchülerIn (18 in Wien), bei durchschnittlichen Gruppengrößen 
von 5 würde dies 70 bzw. 90 Unterrichts-Stunden, bei Gruppengrößen von 10 würden sich 
140 bzw. 180 Stunden errechnen, an denen ein Kind teilnimmt. 
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für die Leistungsprobleme im Schulwesen verantwortlich machen, was jedoch in 
der Politik häufig geschieht. 
Berücksichtigt man den Aspekt der Kompetenzen im Umgang mit der Zuwan-
derung, so kommt den Lehrpersonen eine Schlüsselstellung zu, die eng mit der 
‚Sprachpolitik‘ zusammenhängt. Hier sind bisher wenig Voraussetzungen gege-
ben, ZuwanderInnen sind im Lehr- und Unterstützungspersonal als potentielle 
Brücke in die Institution sehr wenig vertreten (siehe dazu Schrodt 2014, Kapitel 
7), auch die Kompetenzen des einheimischen Lehrpersonals im Umgang mit 
Diversität und Inklusion sowie Fremdsprachigkeit sind offensichtlich wenig ent-
wickelt (Ataç und Lageder 2009). Grundsätzliche politische Fragen des Umganges 
mit Zuwanderung beziehen sich auf die Akzeptanz von Diversität, wobei den 
Kompetenzen und der Positionierung der Lehrpersonen wesentliche Bedeutung 
zukommt (Reich 2013; siehe auch die Schulbeispiele bei Schrodt 2014, Kapitel 6).  
Schulabbruch und Migrationshintergrund: 
bemerkenswerte regionale Muster 
Verminderung von frühem Bildungsabbruch und Förderung des Überganges in 
Beschäftigung oder in weitere Bildungslaufbahnen sind zentrale bildungspoliti-
sche Ziele im nationalen wie auch im Europäischen Rahmen. Der Anteil früher 
AbbrecherInnen soll entsprechend der EU2020-Strategie bis zum Ende des Jahr-
zehnts europaweit unter 10% sinken. In Österreich wurde dieses Ziel nach den 
offiziellen Berechnungen mit einem Anteil von 7,3% (2015) bereits erreicht. Mit 
dem ‚Bildungsbezogenen Erwerbskarrierenmonitoring‘ steht nun eine alternative 
und verlässliche Datenbasis zur Berechnung des Anteils früher AbbrecherInnen 
auf Grundlage von Verwaltungsdaten und einer Vollerhebung zur Verfügung. Auf 
dieser Basis errechnet sich (bezogen auf das Jahr 2012) ein höherer Anteil von 
12,3%. 
Es ist seit langem bekannt, dass Migrationshintergrund einen der stärksten Ri-
sikofaktoren für frühen Abbruch darstellt (z.B. NBB 2015 Bd.1, S. 135). Neuere 
Analysen zur statistischen Erklärung frühen Schulabbruchs auf individueller, 
schulischer und strukturell-systemischer Ebene zeigen auch, dass eine differen-
zierte Betrachtung sowohl nach Herkunftsregionen als auch nach Generationen 
nötig ist (Steiner/Pessl/Bruneforth 2016). So liegt das Abbruchs-Risiko für die 1. 
Generation aus Drittstaaten beim Vierfachen, für die 2. Generation aus Drittstaa-
ten beim Zweieinhalbfachen und auch für die 1. Generation aus EU/EWR-Staaten 
immer noch beim Doppelten der Jugendlichen ohne Migrationshintergrund (ebd., 
S.198). Der Anteil an SchülerInnen mit nicht deutscher Alltagssprache erhöht 
auch am stärksten die schulspezifische Abbruchquote, gefolgt u.a. von den selek-
tierenden und ausgrenzenden Merkmalen des Besuchs der Vorschule und der Zahl 
der Sonderschulen im Bezirk (ebd. S. 202). Auf Schulebene erhöht das Ausmaß an 
Zuwanderung (gemessen durch den Anteil der SchülerInnen mit Migrationshinter-
grund: beide Elternteile im Ausland außer Deutschland geboren) das Abbruchrisi-
ko stärker als der soziale Hintergrund oder das Niveau der Mathematikleistungen; 
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dies gilt sowohl österreichweit als auch besonders ausgeprägt in den Bundeslän-
dern Niederösterreich, Kärnten, Wien und Salzburg (ebd. S.192-194). 
Die neue Datenbasis erlaubt erstmals auch, den Anteil für politische Bezirke zu 
berechnen. Dabei kommt eine große Spanne von frühen AbbrecherInnen zwischen 
5% im Bezirk Zwettl (NÖ) bis 26% in Wien-Favoriten zum Vorschein. Eine ähn-
liche Streuung findet sich auch in anderen Bundesländern, etwa in Oberösterreich 
mit einer Spanne von 6% in Urfahr-Umgebung bis 21% in Wels-Stadt, oder in 
Salzburg mit 7% im Bezirk Tamsweg und 17% in Salzburg-Stadt. Früher Ausbil-
dungsabbruch ist ein stark städtisches Phänomen, hohe Werte zeigen sich nicht 
nur in den Landeshaupt- oder Großstädten, sondern auch in vielen Städten mittle-
rer Größe wie eben in Wels, Steyr oder Wiener Neustadt. Eine bemerkenswert 
positive Ausnahme bildet Graz als zweitgrößte Stadt Österreichs mit einem Anteil 
von 12%, leicht unter dem österreichischen Durchschnitt.  
Berücksichtigt man den Migrationshintergrund, verändert sich jedoch die regi-
onale Verteilung grundlegend. Trotz aller Unterschiede in der Qualifikationsstruk-
tur von zugewanderten Personen, die es zu beachten gilt, dreht sich das Stadt-
Land-Verhältnis beim frühen Bildungsabbruch um: Das Abbruch-Risiko ist für 
Jugendliche mit Migrationshintergrund am Land deutlich höher als in der Stadt, 
auch hier bei großer Streuung, zwischen 19% in Wien-Neubau und 49% im Bezirk 
Baden (NÖ). Könnte man diesen Unterschied noch mit speziellen Merkmalen, wie 
dem hohen Qualifikationsniveau in Wien-Neubau oder dem Erstaufnahmezentrum 
für AsylwerberInnen im Bezirk Baden erklären, so zeigen sich doch konsistente 
Muster. Imst (Tirol) liegt mit 47% deutlich über Wien-Donaustadt mit 27%, und 
es liegen 17 von 23 Wiener Bezirken und Städte wie Villach, Klagenfurt, Graz, 
Salzburg und St. Pölten unter dem österreichischen Durchschnitt. Zugleich liegen 
viele eher ländliche oder klein- bis mittelstädtische Bezirke wie Schwaz, Schär-
ding, Kirchdorf/Krems, Feldbach oder Bruck/Leitha (um nur exemplarisch einige 
zu nennen) mehr oder weniger deutlich über dem Durchschnitt.  
Abbruchquoten bis über 25% in einzelnen politischen Bezirken und von annä-
hernd 50% bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund in einzelnen Regionen 
sind als Alarmsignal zu werten. Es fragt sich, wovon der Anteil früher Abbreche-
rInnen in einem Bezirk abhängt. Steiner/Pessl/Bruneforth (2016) zeigen, dass die 
selektiven Strukturen des österreichischen Bildungssystems ihren Beitrag leisten. 
Ein Beispiel dafür ist die strukturell vorgegebene Möglichkeit der Abschiebung 
von Schülern und Schülerinnen von einer Schulform in die nächst niedrigere an-
statt sich selbst vor Ort um die Herausforderung kümmern zu müssen. Aber auch 
die Selektionspraktiken der handelnden (Schul-)Akteure sind von großer Bedeu-
tung. So trägt beispielsweise die Zusammensetzung von Schulklassen nach Her-
kunft zum hohen Ausmaß des frühen Bildungsabbruchs in einem Bezirk bei. Da-
bei wird beispielsweise die Praxis, Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund in eine Klasse und jene ohne Migrationshintergrund in eine andere Klasse 
zu geben, je nach Bezirk sehr unterschiedlich intensiv praktiziert, und abhängig 
vom Ausmaß dieser Praxis steigt bzw. sinkt der Anteil früher AbbrecherInnen im 
jeweiligen Bezirk (siehe zur Segregation und ihren Effekten auch Biedermann et 
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al. 2016). Eine Rolle könnte auch das große Gewicht der betrieblichen Lehre am 
Land spielen, die für ZuwanderInnen eher schwerer zugänglich ist. 
Internationale Vergleiche zur Kompetenzentwicklung: 
Kontextbedingung, Auswahl und Erwachsenenbildung 
Ein wichtiger Kontextfaktor für das Schulwesen sind die Kompetenzen der El-
terngenerationen der ZuwanderInnen, da sich diese – vor allem in einer Halbtags-
schule – auf die Ressourcen für das Lernen und die Bildungskarrieren der Kinder 
und Jugendlichen stark auswirken. Laut OECD (2015) gibt es vergleichende An-
haltspunkte für den Bildungsstand der Eltern v.a. aus den PISA-Erhebungen (siehe 
auch Lassnigg 2017a). Im Durchschnitt der PISA-Teilnehmer-Länder haben 2003 
bis 2012 ca. 60% der Eltern der 15-Jährigen mit Migrationshintergrund den glei-
chen Bildungsstand wie die einheimische Bevölkerung, in Österreich lag dieser 
Anteil bereits 2003 um etwa 10 Prozentpunkte niedriger und hat sich bis 2012 
weiter auf nur etwas über 40% verringert. Es gab nur in wenigen Ländern einen 
derartigen Rückgang und 2012 haben lediglich drei Länder (USA, Mexiko, Grie-
chenland) einen geringeren Anteil an Zuwanderer-Eltern mit gleichem Bildungs-
stand wie einheimische Eltern. Entsprechend lag der Anteil an niedrig gebildeten 
Müttern in Österreich 2003 mit etwas unter 50% um 10 Prozentpunkte über dem 
internationalen Durchschnitt, dieser Anteil hat sich bis 2012 jedoch verringert und 
liegt im Vergleich etwa am Durchschnitt bei einem Drittel. In der Periodisierung 
der Zuwanderung hat in dieser Periode v.a. der Zuzug aus EU-Ländern zugenom-
men.  
Die international vergleichende Erhebung und Analyse der Kompetenzen der 
erwachsenen Bevölkerung in PIAAC
9
 ermöglicht auch einen Vergleich der Kom-
petenzen von ZuwanderInnen mit denen der einheimischen Bevölkerung in den 
verschiedenen Ländern. Abbildung 2 und Tabelle 3 zeigen Befunde zur Kompe-
tenzentwicklung über die verschiedenen Altersgruppen in Abhängigkeit vom 
Ausmaß der Zuwanderung im internationalen Vergleich (Lassnigg und Vogtenhu-
ber 2014).  
Die Abbildung 2 zeigt für den Bereich der ‚Literacy‘ (Lesen bis höhere literale 
Kompetenzen; im Bereich ‚Numeracy‘, Rechnen und mathematische Kompeten-
zen, ergibt sich ein ähnliches Muster), dass – entgegen verbreiteten Meinungen im 
österreichischen Diskurs – in der mittleren Altersgruppe über die Länder hinweg 
ein tendenziell positiver Zusammenhang zwischen dem Ausmaß an Zuwanderung 
und dem Kompetenzniveau besteht, dass das Kompetenzniveau aber in allen Län-
dern unter dem der Gesamt-Bevölkerung liegt (die Spanne liegt zwischen 95% in 
Kanada und nur etwas über 75% in Finnland). Der Abstand der ZuwanderInnen  
 
                                                          
9
  PIAAC, populär auch ‚PISA für Erwachsene’, ist das Acronym für ‚Programme for the 
International Assessment of Adult Competencies‘, siehe OECD, Survey of Adult Skills 
http://www.oecd.org/skills/piaac/ 
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Abbildung 2 ‚Literacy‘: Relatives Kompetenzniveau der ZuwanderInnen in der mittleren Al-
tersgruppe (35-44-Jährige) im Vergleich zum Ausmaß der Zuwanderung in ausgewählten Län-
dern  
Quelle: OECD-PIAAC, eigene Berechnung und Darstellung (siehe auch ‚Numeracy‘: 
http://www.equi.at/material/grafik-web.pdf).  
vertikal: Kompetenzniveau=Index des PIAAC-Scores der ZuwanderInnen/Score Bevölkerung; 
horizontal: Anteil der ZuwanderInnen in gleichaltriger Bevölkerung; AV=Ländermittel; Länder-
auswahl zum Vergleich von liberalem (CA=Kanada, US=USA, UK=Verein. Königreich), Nordi-
schem (DK=Dänemark, FIN=Finnland, SE=Schweden) und Kontinentalem Regulationsregime 
(AT hervorgehoben=Österreich, DE=Deutschland, BE=Belgien, NL=Niederlande), die korri-
gierte Trendlinie (fett) wurde zur Kontrolle ohne die beiden ‚Ausreißer‘ Kanada und Finnland 
berechnet.  
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 % mit Migrationshintergrund  
nach Altersgruppen 
LITERACY Index 
Kompetenzniveau MigrantInnen/Bev. 
NUMERACY Index 
Kompetenzniveau MigrantInnen/Bev. 
Alter 55 plus 35-44 bis 24 55 plus 35-44 bis 24 55 plus 35-44 bis 24 
INT-av 11%   < 16%   > 12% 0,94   > 0,90   < 0,92 0,94   > 0,90   < 0,92 
            
CND 32%   < 42%   > 33% 0,95   < 0,96   < 0,98 0,95   < 0,97   < 0,98 
US 12%   < 24%   > 21% 0,84   < 0,92   < 0,97 0,83   < 0,92   < 0,97 
UK 11%   < 25%   > 20% 0,91   < 0,93   < 0,95 0,87   < 0,90   < 0,93 
           
SE 16%   < 26%   > 21% 0,88   > 0,85   < 0,86 0,88   > 0,84   < 0,86 
NL 12%   < 17%   > 16% 0,88   > 0,86   < 0,93 0,85   > 0,83   < 0,93 
DK 7%   < 13%   < 16% 0,87   = 0,87   < 0,92 0,89   > 0,88   < 0,91 
FIN 2%   < 8%   > 5% 0,91   > 0,77   < 0,81 0,88   > 0,76   < 0,82 
           
DE 24%   < 26%   > 20% 0,96   > 0,90   = 0,90 0,96   > 0,90   = 0,90 
AT 16%   < 25%   > 19% 0,92   > 0,91   > 0,90 0,91   > 0,90   > 0,89 
BE 6%   < 13%   > 11% 0,90   > 0,86   = 0,86 0,91   > 0,86   > 0,85 
Tabelle 3 Kompetenzen von MigrantInnen im Vergleich zur Bevölkerung nach Altersgruppen 
und Ausmaß der Zuwanderung in den Altersgruppen in ausgewählten Ländern 
Quelle: OECD-PIAAC, eigene Berechnung und Darstellung (siehe auch die grafische Darstel-
lung unter: http://www.equi.at/material/grafik-web.pdf).  
Kompetenzniveau=Index des PIAAC-Scores der ZuwanderInnen/Score Bevölkerung jeweils in 
den einzelnen Altersgruppen; Ausmaß der Zuwanderung=Anteil der ZuwanderInnen in gleich-
altriger Bevölkerung, Länderauswahl und Kennungen siehe Abbildung 2; INT-av ist der interna-
tionale Durchschnitt aller Länder, die an PIAAC beteiligt waren. 
zur Bevölkerung ist in Österreich vergleichsweise gering ausgeprägt, in ‚Literacy‘ 
liegt Österreich etwa beim internationalen Durchschnitt in einer Gruppe mit dem 
Vereinigten Königreich, den USA und sehr nahe bei Deutschland (das Kompe-
tenzniveau der ZuwanderInnen liegt bei 90% der Bevölkerung; der Wert in ‚Nu-
meracy‘ liegt ebenfalls etwa beim internationalen Durchschnitt, sehr knapp bei 
Deutschland, hinter Kanada und USA)  
Tabelle 3 zeigt im ersten Abschnitt den Anteil der ZuwanderInnen in drei Al-
tersgruppen und in den beiden weiteren Abschnitten für ‚Literacy‘ und ‚Nume-
racy‘ die Kompetenzniveaus der jüngeren, mittleren und älteren ZuwanderInnen 
im Vergleich zur Gesamt-Bevölkerung in Österreich und in den ausgewählten 
Ländern. Es treten drei unterschiedliche Muster auf, die auch im Zeitverlauf der 
Zuwanderung von den früher zugewanderten Älteren zu den Jüngeren hin inter-
pretiert werden können.  
Erstens zeigt sich im Durchschnitt der PIAAC-Länder in beiden Kompetenzbe-
reichen von den Älteren (55+Jahre) zu den Mittleren ein Rückgang der Kompe-
tenzen bei steigendem Anteil von ZuwanderInnen, und dann wieder ein Anstieg 
der Kompetenzen zu den Jüngeren (<25 Jahre) bei sinkendem Anteil. Dieses 
Durchschnitts-Muster reproduziert sich in den Nordischen Ländern und den Nie-
derlanden. In den drei liberalen Ländern (Kanada, USA und UK) zeigt sich im 
Prinzip die gleiche Dynamik beim Ausmaß der Zuwanderung, aber ein zweites 
Muster mit durchgängig steigenden Kompetenzen von den Älteren zu den Jünge-
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ren. Österreich zeigt mit Deutschland und in ‚Numeracy‘ auch in Belgien ein 
drittes gegenteiliges Muster sinkender oder gleichbleibender Kompetenzen bei 
ähnlicher Dynamik des Ausmaßes der Migration.  
Die Unterscheidung der Altersgruppen ermöglicht einen Bezug zur Periodisie-
rung der Zuwanderung in Österreich. In der älteren Gruppe ist die 1. Generation 
aus den 1960ern und 1970ern vertreten, in der mittleren Altersgruppe überschnei-
den sich die 2. Generation aus der ersten Welle und die neuen ZuwanderInnen aus 
Ex-Jugoslawien und der EU-Erweiterung, in der jüngsten Gruppe schließlich 
kombinieren sich drei unterschiedliche Gruppen, die 3. Generation aus der ersten 
Zuwanderungswelle, die 2. Generation aus der Fluchtzuwanderung aus Ex-
Jugoslawien und die erste Generation aus der EU-Erweiterung. Österreich zeigt 
zwar auf den ersten Blick kein vorteilhaftes Entwicklungsmuster, indem die Jün-
geren keine positive Entwicklung der Kompetenzen zeigen, jedoch liegt das rela-
tive Kompetenzniveau der ZuwanderInnen beim Durchschnitt – die vier Länder 
Österreich, Deutschland, UK und USA liegen sehr nahe zusammen – und auch die 
Kompetenzunterschiede zwischen den Altersgruppen sind gering. 
Fazit und Ausblick 
Dieser Beitrag hat versucht, die Entwicklung des bildungspolitischen Umgangs 
mit der Zuwanderung in eine breitere Interpretation der österreichischen Bil-
dungspolitik einzubauen. Wichtige Faktoren, die die Schwäche der Politik in die-
sem Bereich erklären können, ergeben sich – neben den grundlegenden ideologi-
schen Differenzen zwischen Mehrsprachigkeit und Kosmopolitismus einerseits 
und dem rechtspopulistischen ‚Patriotismus‘ der deutschen Einsprachigkeit ande-
rerseits – aus dem Föderalismus und den damit zusammenhängenden politischen 
Konfliktpositionen zwischen Wien und den Bundesländern sowie zwischen Stadt 
und Land. Lücken in den Beobachtungs- und Informationssystemen ergeben sich 
teilweise aus diesen Strukturen.  
Die langfristige Betrachtung hat gezeigt, dass sich die Zuwanderung über meh-
rere Jahrzehnte seit den 1960ern zunächst langsam aufgebaut und sich dann ab den 
späten 1980ern verstärkt hat. Anfang der 1990er wurden die legistischen Instru-
mentarien eingesetzt, es hat jedoch viel zu lange gedauert, bis ein breiterer sachli-
cher Diskurs über den engen Kreis an ExpertInnen hinaus in der Mitte der 2000er 
begonnen hat. Erst der Nationale Bildungsbericht 2012 hat die Themen der Mehr-
sprachigkeit und Zuwanderung als Querschnittsthema proklamiert. 
Populistische politische Strömungen haben sich in den 1980ern das Thema der 
Zuwanderung zunutze gemacht, und begonnen, Konflikte – die sich teilweise aus 
der Vernachlässigung und Verdrängung des Themas ergeben – zu schüren und zu 
verstärken, was eine gedeihliche Lösung weiter erschwert. Durch die Flüchtlings-
welle hat sich gewissermaßen ein ‚Schock‘ für dieses Thema zu einem Zeitpunkt 
ergeben, als die langfristigen integrativen Ansätze und Strategien breitere Auf-
merksamkeit erzielt haben und verstärkt wurden. Die schwache Informationsbasis 
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aufgrund der flexiblen und dezentralen Umsetzung der Maßnahmen ermöglicht 
zudem verschiedenste politische Skandalisierungen von zweifellos vorhandenen 
Problemen und Defiziten.  
Im EU-MIPEX (2015) Monitoring schneidet die österreichische Bildungspoli-
tik nicht sehr gut ab, aber dieses beruht auf sehr groben Indikatoren, die schwer 
eindeutig zu beantworten sind. Die OECD-Analyse (2015) für die 2000er-Jahre 
ergibt im internationalen Vergleich hohe Herausforderungen und bei allen Unter-
schieden und Defiziten im Vergleich zu den teilweise ‚katastrophalen‘ Diskursen 
eine moderate Performance. Auch die Kompetenzen von Erwachsenen ergeben ein 
gemischtes Bild.  
Mangelnde deutsche Sprachkenntnisse von ZuwanderInnen haben in den politi-
schen Auseinandersetzungen teilweise eine ‚Sündenbock-Rolle‘ bekommen, ob-
wohl dies durch Forschungsergebnisse zumindest stark relativiert wird. Da die 
Konflikte politisch geschürt werden, und dabei der Normierungszwang in den 
Vordergrund rückt, werden die Lehrpersonen in diese Konflikte unweigerlich 
hineingezogen und die unterschiedlichen politischen und gesellschaftlichen Posi-
tionierungen spiegeln sich in der LehrerInnenschaft. Die Notwendigkeit der Aus-
einandersetzung mit den grundlegenden Fragen kosmopolitischer und patriotischer 
Zugänge (Gutmann 2009, v.a. im Epilog S. 309-316) zu Migration, Interkulturali-
tät und Mehrsprachigkeit (Herzog-Punzenberger und Unterwurzacher 2009) stellt 
sich auch für die Lehrpersonen in ihrer Rolle als BürgerInnen. De facto besteht 
aktuell die ‚tragische‘ Situation, dass eben die lange Zeit nicht ausreichend zur 
Etablierung sinnvoller integrativer und inklusiver Praktiken genutzt wurde und 
nun die Normierungspolitik aus politischem Kalkül von außen seitens der für 
‚Integrationspolitik‘ verantwortlichen Instanzen die latenten Konflikte im Schul-
wesen verstärkt. 
Mit den Erkenntnissen zu den regionalen Unterschieden beim Schulabbruch 
muss auch die Selektivitätsdiskussion vertieft werden. Institutionelle Lösungen 
wie die Gesamtschule oder die Sonderschulen reichen nicht aus, daher muss auch 
die praktische Anwendung formaler Regelungen beachtet werden. Obwohl die 
zugrundeliegenden Normen in ganz Österreich formal gleich sind, werden diese 
offensichtlich sehr unterschiedlich angewendet. Die angesprochene Normierung 
wird auch unterlaufen. Der Glaube, im Schulwesen würde überall (zumindest 
annähernd) nach gleichen Kriterien vorgegangen, wird beispielsweise auf Basis 
der regional stark differierenden Zahlen zur Überrepräsentation von SchülerInnen 
mit nicht deutscher Umgangssprache in Sonderschulen, die beispielsweise in Wien 
„nur“ 20% aber in Tirol 90% beträgt, eines Besseren belehrt. Eine Systemreform 
wird also für eine Veränderung nicht ausreichen, vielmehr ist es ebenso sehr not-
wendig, bei den handelnden Akteuren ein Bewusstsein dafür zu schaffen, welche 
weitreichenden und lebensbeeinflussenden Konsequenzen mit Selektionsentschei-
dungen für die betroffenen Jugendlichen verbunden sind. Ob die vermeintlich mit 
einer homogeneren SchülerInnenstruktur einhergehenden Vorteile im Unterricht 
die Konsequenzen rechtfertigen, sollte bei dieser Bewusstseinsbildung nicht aus-
gespart bleiben.  
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